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Geſetzblatt 
| für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 39 Ausgegeben Danzig, den 5. Oktober 1927 


. Ausgabe A. 


Inhalt. Geſetz betr. Abänderung des Verzeichniſſes der Waſſerläufe erſter Ordnung (S. 351). — Geſetz zur 

f Aenderung des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſeßes vom 1. April 1880 (S. 351). — Bekanntmachung der neuen Faſſung 

6 des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes (S. 354). — Bekanntmachung betr. den Beitritt Eſtlands zu dem Internationalen 

’ Abkommen von Bern vom 13. 11. 1908 betr. den Schutz der literariſchen und künſtleriſchen Werke, wie auch dem Zuſatz— 
protokoll zu dieſem Abkommen vom 20. März 1914 (S. 366). 


97 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betr. Abänderung des Verzeichniſſes der Waſſerläufe erſter Ordnung. Vom 23. 9. 1927. 
Einziger Paragraph. 
Das Verzeichnis der Waſſerläufe I. Ordnung (Anlage zum Waſſergeſetz vom 7. 4. 1913, preuß. 
Geſetzſammlung S. 53 ff.) Teil II, Künſtliche Waſſerläufe, wird wie folgt geändert: 
Es iſt zu ſtreichen: 
„Weichſelhaffkanal, ſoweit nicht Beſtandteil der Tiege, Endpunkte des Waſſerlaufes Weichſel — 
Friſches Haff.“ 
und dafür zu ſetzen: 
„Müllerlandkanal, Endpunkte des Waſſerlaufes Tiege — Friſches Haff.“ . 
Danzig, den 23. September 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
ö Riepe. Dr. Volkmann. 


98 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur Anderung des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880. Vom 7. 9. 1927. 
Artikel J. 

Das Feld- und Forſtpolizeigeſetz vom 1. April 1880 (Geſetzſamml. S. 230) in der Faſſung des 
Artikels II des Anſiedlungsgeſetzes vom 10. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 227), des § 399 Abſatz 2 
Nr. 12 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53), des Geſetzes vom 9. Mai 1923 
(Geſetzbl. S. 561), des Geldſtrafengeſetzes vom 28. September 1923 (Geſetzbl. S. 999), des Artikels I der 
Verordnung betreffend die Umſtellung beſtehender Geſetze auf den Gulden vom 23. Oktober 1923 
(Geſetzbl. S. 1101), der Verordnung vom 29. Oktober 1923 betreffend Umſtellung des Feld- und Forſt⸗ 
polizeigeſetzes auf Gulden (Geſetzbl. S. 1146) und der Verordnung vom 25. Januar 1927 (Gejekbl. 
S. 49) wird wie folgt geändert: 

In 8 1 iſt am Schluſſe hinter „Strafgeſetzbuches“ einzufügen: „und des erſten Abſchnittes des zu 

erlaſſenden Jugendgerichtsgeſetzes.“ ö 

In 8 2 fallen die Nummern 5 und 6 weg. 

Die 88 3 und 4 fallen weg. N 

. 85: Im Abſatz 1 iſt ſtatt „der Aufſicht oder im Dienſte“ zu ſetzen: „oder der Auſſicht“. 

In 8 5 Abſatz 2 Satz 2 werden die Worte: „und wegen Mangels der zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
ſeiner Tat erforderlichen Einſicht freizuſprechen iſt“ erſetzt durch die Worte „jedoch deshalb nicht 
ſtrafbar iſt, weil er zur Zeit der Tat nach ſeiner geiſtigen oder ſittlichen Entwicklung unfähig war, 
das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen oder ſeinen Willen dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen“. 

6. 8 6 erhält im Eingange folgende Faſſung: „Entwendungen ſowie rechtswidrig und vorſätzlich 
begangene Beſchädigungen (8 303 des Strafgeſetzbuches) und Begünſtigung in Beziehung auf ſolche 
Entwendungen oder Beſchädigungen unterliegen € 

7. 88 7 und 8 erhalten folgende Faſſung: 


— 


= 9 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 13. 10. 1927.) 
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Der 4 Versa einer nach dieſem Geſetze ſtrafbaren Enden iſt ſtrafbar. Jedoch iſt der 
Verſuch milder zu beſtrafen, als die vollendete Tat; die Strafe kann bis el ein Viertel des 
Mindeſtbetrages der für dieſe angedrohten Strafe ermäßigt werden. 


N 28 

Die Beihilfe zu einer nach dieſem Geſetz ſtrafbaren Entwendung oder vorſätzlichen Beſchädigung 

ſowie die Begünſtigung in Beziehung auf eine ſolche Entwendung oder Beſchädigung ſind ſtrafbar. 

Die Strafe iſt nach demjenigen Geſetze feſtzuſetzen, das auf die Handlung Anwendung findet, 

auf die ſich die Beihilfe oder die Begünſtigung bezieht, jedoch nach den über die Beſtrafung des 
Verſuches aufgeſtellten Grundſätzen (§ 7) zu ermäßigen. 
7 Die Beſtimmungen des § 257 Abſätze 2 und 3 des Strafgeſetzbuches finden Anwendung. 
E 8. § 9: Dem Satz 1 iſt hinzuzuſetzen: „oder dem an ihn ergangenen Verbot des Berechtigten zuwider 
; an demſelben oder an dem folgenden Tage das Grundſtück unbefugt betritt.“ 
9. § 11: Im Abſatz 1 iſt nach dem Worte „Vieh“ einzuſchalten: „(Pferde, Eſel, Mauleſel, Maultiere, 
Rindvieh, Schweine, Ziegen, Schafe, Stallkaninchen, Gänſe, Enten, Puten, Hühner oder Perlhühner)“. 
10. § 12: Hinter dem Worte „Vieh“ iſt einzufügen „(8 11 Abſatz 1)“. 
Als Abſatz 2 iſt hinzuzuſetzen: „§ 11 Abſatz 3 findet Anwendung.“ 

11. $ 14: In Abſatz 1 letzte Zeile iſt hinter dem Worte „Vieh“ einzufügen „($ 11 Abſatz 1)“. 

12. § 15: In Nr. 4 iſt hinter „Sandflächen“ einzufügen „oder anderen in Kultivierung oder Verjüngung 

befindlichen Flächen“ und ſtatt „Saatkämpen“ zu ſetzen „Pflanz- oder Saatkämpen“. 

13. § 16 fällt weg. 

14. § 18: Im Abſatz 1 iſt ſtatt „Saatkämpen“ zu ſetzen „Pflanz- oder Saatkämpen“. 

Abſatz 2 iſt zu ſtreichen. 
15. § 19: Der Nr. 2 iſt hinzuzufügen: „oder Sprengſtoffen“. In Nr. 4 ſind die Worte „gegen die 
‘ Dienſtherrſchaft oder den Arbeitgeber“ zu erſetzen durch „von drei oder mehr Perſonen in gemein- 
ſchaftlicher Ausführung“. Der Nr. 5 iſt hinzuzufügen: „oder an Waldbaumfrüchten ſtehender 
Bäume, die als Samenträger kenntlich gemacht ſind.“ 

16. § 20: Im Abſatz 1 iſt ſtatt „bis zu drei Monaten“ zu ſetzen: „bis zu einem Jahre“ und als 
Nr. 6 hinzuzufügen: „zum Zwecke der Veräußerung des Entwendeten“. 

17. § 21: a) Anſtelle von „bis zu einem Jahre“ iſt zu ſetzen: „bis zu zwei Jahren“. Als Nr. 1 iſt 
einzufügen: „Wenn die Entwendung von drei oder mehr Perſonen gemeinſchaftlich unter Mitführung 
von Waffen begangen wird“. 

b) Die bisherige Nr. 1 des Geſetzes wird Nr. 2, die bisherige Nr. 2 wird geſtrichen. 

c) In der bisherigen Nr. 1 ſind die Worte „dritten oder ferneren“ zu ſtreichen. 

d) Als Abſatz 2 iſt hinzuzufügen: 

„Im Rückfalle befindet ſich der Schuldige, wenn er zur Zeit der Tat bereits zweimal wegen 
Entwendung ($$ 18 bis 21) vom Gericht oder durch polizeiliche Strafverfügung rechtskräftig ver- 
urteilt worden war und die den Gegenſtand der zweiten Verurteilung bildende Tat nach der Rechts- 
kraft der erſten Verurteilung begangen hatte.“ 

18. $ 23: Statt der Worte „ohne Unterſchied, ob fie dem Schuldigen gehören oder nicht“ iſt zu ſetzen: 
„auch wenn ſie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören.“ 

19. $ 24 Abſatz 2 fällt weg. 

20. 8 30: In Nr. 2 iſt hinter „(S 10 Abſatz 2)“ einzufügen: „Holz auf ausgebauten Wegen ſchleift“. 

21. § 33: a) Im Abſatz 1 ift nach den Worten „des Strafgeſetzbuches“ einzufügen „und des Vogel— 
ſchutzgeſetzes vom 30. Mai 1908 (Reichsgeſetzbl. S. 314)“, und ſtatt der Worte „von Singvögeln“ 
zu ſetzen „von Vögeln“ ſowie ſtatt des Wortes „oder“ vor „Eier“ ein Komma zu ſetzen und am 
Schluſſe des Abſatzes hinzuzufügen „Kaninchen, Hamſter oder Maulwurfe fängt.“ 

b) Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

„Die zur Begehung der ſtrafbaren Zuwiderhandlung geeigneten Werkzeuge und Tiere (Hunde, 
Frettchen uſw.), die der Täter bei der Zuwiderhandlung mit ſich geführt hat, können eingezogen 
werden, auch wenn ſie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören.“ 

22. § 34 erhält folgende Faſſung: 

„Der Senat kann Anordnungen zum Schutze von Tierarten, von Pflanzen und von Natur⸗ 
ſchutzgebieten ſowie zur Vernichtung ſchädlicher Tiere und Pflanzen erlaſſen, und zwar auch für 
den Meeresſtrand und das Küſtenmeer. 

Die Übertretung dieſer Anordnungen wird mit Geldſtrafe bis zu 150 Gulden oder mit Haft 
beſtraft.“ 


e 


27. 


30. 8 


ET RES 


8 35: In Nr. 1 find die Worte „an Schlaghölzern“ zu erſetzen durch „an Stockausſchlägen“. 
§ 36: J. Im Abſatz 1 Nr. 1 find in Zeile 5 hinter „Streu“ ein Komma und das Wort „Wald⸗ 
baumjfrüchten“ einzufügen. 

II. In Abſatz 2 iſt ſtatt der Worte ak Unterſchied, ob fie dem Schuldigen gehören oder 
nicht“ zu ſetzen: „auch wenn ſie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören“. 


. 8 40: Statt der Worte „ohne Unterſchied, ob fie dem Schuldigen gehören oder nicht“ iſt zu ſetzen: 


„auch wenn ſie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören“. 


3. 8 44: a) In Nr. 1 iſt hinter dem Worte „Wald“ einzufügen „oder Moor- oder Heideflächen“ und 


ſtatt des Wortes „demſelben“ zu ſetzen „denſelben“. 

b) als Nr. la iſt einzufügen: 

„in der Zeit vom 1. März bis 31. Oktober im Walde oder auf Moor- oder Heide⸗ 
flächen ohne Erlaubnis des Grundeigentümers oder feines Vertreters raucht“. 

e) In Nr. 2 iſt hinter den Worten „im Walde“ einzufügen „oder auf Moor- oder Heide⸗ 
flächen“. 

d) In Nr. 3 find hinter den Worten „im Walde“ einzufügen „oder auf Moor- oder Heide⸗ 
flächen“ und ſtatt des Wortes „desſelben“ zu ſetzen „derſelben“ und die Worte „ohne Erlaubnis 
des Ortsvorſtehers, in deſſen Bezirk der Wald liegt, in Königlichen Forſten, ohne Erlaubnis des 
zuſtändigen Forſtbeamten“ zu erſetzen durch „ohne Erlaubnis des Grundeigentümers oder ſeines 
Vertreters“. 

e) Die Nr. 4 erhält folgende Faſſung: 

„abgeſehen von den Fällen des § 360 Nr. 10 des Strafgeſetzbuches bei Wald-, Moor- 
! oder Heidebränden, von der Polizeibehörde, dem Ortsvorſteher, dem Grundeigentümer 
oder deren Stellvertreter zur Hilfe aufgefordert, keine Folge leiſtet, obgleich er 95 
Aufforderung ohne erhebliche eigene ee genügen konnte“. 
) Als Abſatz 2 iſt hinzuzufügen: F 
„Als Vertreter im Sinne der Nummern 1a, 3 und 4 gelten auch die zuſtändigen 
Forſt⸗ und Flurſchutzbeamten“. 

: a) In Nr. 1 find die Worte „ohne Erlaubnis des Ortsvorſtehers, in deſſen Bezirk der Wald 
ver in Königlichen Forſten ohne Erlaubnis des zuftändigen Forſtbeamten“ zu erſetzen durch „ohne 
Erlaubnis des Waldeigentümers oder ſeines Vertreters“. 

b) Nr. 2 erhält die Faſſung: f 

„Kohlenmeiler anzündet, ohne dem Waldeigentümer oder deſſen Vertreter Anzeige 
gemacht zu haben“. ; 

c) Als Abſatz 2 iſt hinzuzufügen: 

„Als Vertreter im Sinne der Nummern 1 und 2 gilt auch der zuſtändige Forſtbeamte.“ 


. § 47: An die Stelle von „einhundert“ iſt zu ſetzen „fünf“. 
29. § 50: a) In Abſatz 2 unter a) ſind die Worte „(oder in der Provinz Heſſen-Naſſau von dem 


Amtmanne)“ zu ſtreichen. 
b) Abſatz 2 b) erhält folgende Faſſung: 
„Das Verwaltungsgericht, wenn der Beſcheid von dem Landrate oder von der Orts— 
polizeibehörde des Stadtkreiſes Danzig erteilt worden iſt.“ 
2 erhält folgende Faſſung: g N 
„Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 10. Auguf 1904 (Geſetzſamml. S. 227) über die 
Gründung neuer Anſiedlungen werden durch dieſes Geſetz nicht berührt.“ 


8 55 erhält hinter dem Worte „Amtsrichter“ folgenden Zuſatz: 


„und diejenigen des zweiten Abſchnittes des zu erlaſſenden Jugendgerichtsgeſetzes“. 


8 56: Statt „(Ss 3 und 236 der Strafprozeßordnung)“ iſt zu ſetzen „($$ 3 und 237 der Straf- 


prozeßordnung)“. 


3. § 62: Die Worte „(Amtshauptmanns, Oberamtmannes)“ ſind zu ſtreichen. 
8 63: Statt „im Königlichen Dienſt“ iſt zu ſetzen „im Staatsdienſt“. 
8 64: In Abſatz 1 iſt hinter „Ehrenfeldhüter“ einzufügen „und Ehrenforſthüter“. Abſatz 1 erhält 


folgenden Satz 2: „Für die Staatsforſten kann der Senat, Forſtverwaltung, genügend vorgebildete 
Perſonen zu Ehrenforſthütern beſtellen“. In Abſatz 3 iſt hinter „Feldhüter“ ein Komma zu ſetzen 
und einzufügen „die Ehrenforſthüter zu allen dienſtlichen Verrichtungen der Forſthüter“. 


In Ss 65 und 66 iſt hinter „Ehrenfeldhüter“ ein Komma zu ſetzen. Anſtelle der Worte „oder 


Forſthüter“ treten die Worte „Forſthüter oder Ehrenforſthüter“. 
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37. 8 68: a) Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Auf Antrag des Geſchädigten iſt neben der Strafe die Verpflichtung des Schuldigen zum 
Erſatz des nach den örtlichen Preiſen abzuſchätzenden Wertes des Entwendeten an den Ge- 
ſchädigten auszuſprechen“. 
b) In Abſatz 2 iſt ſtatt „(SS 443 bis 445)“ zu ſetzen „(SS 403 bis 405)“. 

38. § 71: a) In Nr. 1 iſt hinter „Sandflächen“ einzufügen „oder anderen in Kultivierung befindlichen 
Flächen“ und hinter „Forſtkulturen“ das Wort „Verjüngungen“, ferner iſt ſtatt „oder Saatkämpen“ 
zu ſetzen „Pflanz- oder Saatkämpen“. 

b) In Nr. 1a iſt hinter „Eſel“ einzuſchalten „einen Mauleſel, ein Maultier“. 

c) Unter d) iſt ſtatt „anderes Federvieh“ zu ſetzen „der übrigen im 8 11 Abſatz 1 aufgeführten 
Vieharten“. 

d) In Nr. 2a iſt hinter „Eſel“ einzuſchalten „einen Mauleſel, ein Maultier“. 

e) Unter c) iſt ſtatt „anderes Federvieh“ zu ſetzen „die übrigen im § 11 Abſatz 1 auf 
geführten Vieharten.“ 

39. 8 72: In Nr. 1 und 2 iſt hinter dem Worte „Eſel“ einzuſchalten „Mauleſel, Maultiere“ und ſtatt 
„Federvieh“ zu ſetzen „die übrigen im § 11 Abſatz 1 aufgeführten Vieharten“. 

40. 8 73: In Abſatz 1 find die Worte „in den Hohenzollernſchen Landen auf Antrag der Amts- 
vertretung“ ſowie das Komma hinter „Kreisvertretung“ und vor „durch“ zu ſtreichen. In 
Abſatz 1 und 2 wird das Wort „Bezirksausſchuß“ erſetzt durch „Verwaltungsgericht“. 

41. 8 76: Das Wort „Bezirksausſchuß“ wird erſetzt durch „Verwaltungsgericht“. 

42. S 77: Hinter dem Worte „Vieh“ iſt einzufügen (8 11 Abſatz 1)“. 

43. 8 79: In Abſatz 1 find die Worte „in den Hohenzollernſchen Landen mit Zuſtimmung der Amts⸗ 
vertretungen“ ſowie das Komma vor und hinter dieſen Worten zu ſtreichen. Das Wort „Bezirks⸗ 
ausſchuſſes“ wird jeweilig durch das Wort „Verwaltungsgerichts“ erſetzt. 

44. § 84: Die Worte „Bezirksausſchüſſe“ und eue, werden durch die Worte „Ver⸗ 
waltungsgericht“ und „Verwaltungsgerichts“ erſetzt. 

45. Die 88 89 bis 95 werden geſtrichen. 

46. Anſtelle des bisherigen § 89 tritt folgende Vorſchrift: 

„Soweit die Feld- und Forſtpolizei anderen Behörden übertragen iſt, treten fie auch im 
Rahmen dieſes Geſetzes an die Stelle der Ortspolizeibehörde.“ 
47. 8 96 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen Kind 1 85 Kraft getreten. 
Im Beſonderen find außer Kraft getreten. 
In Abſatz 3 iſt das Wort „bleiben“ zu erſetzen durch „geblieben ſind“. 
Abſatz 4 (letzter Abſatz) des § 96 fällt fort. 

48. In 8 97 tritt an die Stelle der Worte „Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten“ das 

Wort „Senat“. 
Artikel II. 
Der Senat wird ermächtigt, den Text des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes, wie er ſich aus den im 

Eingange zu Artikel J genannten Geſetzen und dem Artikel J ergibt, in laufender Paragraphenſolge 

durch das Geſetzblatt bekannt zu machen. 


Danzig, den 7. September 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe. Dr. Schwartz. 


99 Bekanntmachung | | 

der neuen Faſſung des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes. Vom 27. 9. 1927. 

Auf Grund des Artikels II des Geſetzes vom 7. September 1927 zur Anderung des Feld⸗ und 

Faorſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 wird das Feld- und Forſtpolizeigeſetz in der neuen Faſſung nach⸗ | 

Hafen) bekanntgemacht. * 1 
Danzig, den 27. September 1927. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

Riepe. Dr. Schwartz. 
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Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz. 5 0 

Erſter Titel. 0 | 9 

Strafbeſtimmungen. 6 3 

8 J. 1 

Die in dieſem Geſetze mit Strafe bedrohten Handlungen unterliegen, ſoweit dasſelbe nicht abweichende 9 

Vorſchriften enthält, den Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs und des erſten Abschnitts des zu erlaſſenden 1 

Jugendgerichtsgeſetzes. 

8 2. 


Für die Strafzumeſſung wegen Zuwiderhandlungen gegen 1055 Geſetz kommen als Schärfungs⸗ 
gründe in Betracht: 

1. wenn die Zuwiderhandlung an einem Sonn⸗ oder Festtag oder in der Zeit von Sonnen⸗ 
untergang bis Sonnenaufgang begangen iſt; 

2. wenn der Zuwiderhandelnde Mittel angewendet hat, um ſich unkenntlich zu machen; 

3. wenn der Zuwiderhandelnde dem Feld- oder Forſthüter oder einem anderen zuſtändigen 
Beamten, dem Beſchädigten oder dem Pfändungsberechtigten ſeinen Namen oder Wohnort 
anzugeben ſich geweigert oder falſche Angaben über ſeinen oder ſeiner Gehilfen Namen oder 
Wohnort gemacht oder auf Anrufen der vorſtehend genannten Perſonen, ſtehenzubleiben, die 
Flucht ergriffen oder fortgeſetzt hat; 

4. wenn der Täter die Aushändigung der zu der Zuwiderhandlung beſtimmten Werkzeuge oder 
der mitgeführten Waffen verweigert hat. 

8 3. 

(1) Für die Geldſtrafe, den Werterſatz (§ 64) und die Koſten, zu denen Perſonen verurteilt 9 1 
welche unter der Gewalt oder der Auſſicht eines anderen ſtehen und zu deſſen Hausgenoſſenſchaft gehören, 
iſt letzterer im Falle des Unvermögens der Verurteilten für haftbar zu erklären, und zwar unabhängig 
von der etwaigen Strafe, zu welcher er ſelbſt auf Grund dieſes Geſetzes oder des § 361 Nr. 9 des 
Strafgeſetzbuchs verurteilt wird. Wird feſtgeſtellt, daß die Tat nicht mit ſeinem Wiſſen verübt iſt oder 
daß er ſie nicht verhindern konnte, ſo wird die Haftbarkeit nicht ausgeſprochen. 

(2) Hat der Täter noch nicht das vierzehnte Lebensjahr vollendet, ſo wird derjenige, welcher in 
Gemäßheit der vorſtehenden Beſtimmungen haftet, zur Zahlung der Geldſtrafe, des Werterſatzes und der 
Koſten als unmittelbar haftbar verurteilt. Dasſelbe gilt, wenn der Täter zwar das vierzehnte, aber noch 
nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, jedoch deshalb nicht ſtrafbar iſt, weil er zur Zeit der 
Tat nach ſeiner geiſtigen oder ſittlichen Entwicklung unfähig war, das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen 
oder ſeinen Willen dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen, oder wenn derſelbe wegen eines ſeine freie 
Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtandes ſtraffrei bleibt. 

(3) Gegen die in Gemäßheit der vorſtehenden Beſtimmungen als haftbar Erklärten tritt an die 
Stelle der Geldſtrafe eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 

8 4. 

Entwendungen ſowie rechtswidrig und vorſätzlich begangene Beſchädigungen ($ 303 des Strafgeſetz⸗ 
buchs) und Begünſtigung in Beziehung auf ſolche Entwendungen oder Beſchädigungen unterliegen den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes nur dann, wenn der Wert des Entwendeten oder der angerichtete Schaden 
zwanzig Gulden nicht überſteigt. 8 ö. 


Der Verſuch einer nach dieſem Geſetze ſtrafbaren Entwendung ift ſtrafbar. Jedoch iſt der Verſuch 
milder zu beſtrafen als die vollendete Tat; die Strafe kann bis auf ein Viertel des Mindeſtbetrags 
der für dieſe angedrohten Strafe ermäßigt werden. 


8 6. 

(1) Die Beihilfe zu einer nach dieſem Geſetze ſtrafbaren Entwendung oder vorſätzlichen Beſchädigung 
ſowie die Begünſtigung in Beziehung auf eine ſolche Entwendung oder Beſchädigung ſind ſtrafbar. 

(2) Die Strafe iſt nach demjenigen Geſetze feſtzuſetzen, das auf die Handlung Anwendung findet, 
auf die ſich die Beihilfe oder die Begünſtigung bezieht, jedoch nach den über die Beſtrafung des Verſuchs 
aufgeſtellten Grundſätzen ($ 5) zu ermäßigen. 

(8) Die Beſtimmungen des § 257 Abſ. 2 und 3 des Strafgeſetzbuchs finden Anwendung. 

| 9 7. 
3 Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Gulden oder mit Haft bis zu drei Tagen wird beſtraft, wer, ab⸗ 
4 geſehen von den Fällen des § 123 des Strafgeſetzbuchs, von einem Grundſtück, auf dem er ohne Befugnis 
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ſich befindet, auf die Aufforderung des Berechtigten ſich nicht entfernt oder dem an ihn ergangenen 


Verbote des Berechtigten zuwider an demſelben oder an dem folgenden Tage das Grundſtück unbefugt 
betritt. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


8 8. 

(1) Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Gulden oder mit Haft bis zu 3 Tagen wird beſtraft, wer, 
abgeſehen von den Fällen des § 368 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs, unbefugt über Grundſtücke reitet, karrt, 
fährt, Vieh treibt, Holz ſchleift, den Pflug wendet oder über Acker, deren Beſtellung vorbereitet oder in 
Angriff genommen iſt, geht. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

(2) Der Zuwiderhandelnde bleibt ſtraflos, wenn er durch die ſchlechte Beſchaffenheit eines an dem 
Grundſtücke vorüberführenden und zum gemeinen Gebrauche beſtimmten Weges oder durch ein anderes 
auf dem Wege befindliches Hindernis zu der Übertretung genötigt worden iſt. 


89. 

(1) Mit Geldftrafe bis zu zwanzig Gulden oder mit Haft bis zu drei Tagen wird bejtraft, wer 
außerhalb eingefriedigter Grundſtücke ſein Vieh (Pferde, Eſel, Mauleſel, Maultiere, Rindvieh, Schweine, 
Ziegen, Schafe, Stallkaninchen, Gänſe, Enten, Puten, Hühner oder eee ohne gehörige Aufſicht oder 
ohne genügende Sicherung läßt. 

(2) Dieſe Beſtimmung kann durch Polizeiverordnung abgeändert werden. Eine höhere als die 
vorſtehend feſtgeſetzte Strafe darf jedoch nicht angedroht werden. 

(3) Die Beſtrafung tritt nicht ein, wenn nach den Umſtänden die Gefahr einer Beſchädigung 
Dritter nicht anzunehmen iſt. 

§ 10. 

> (1) Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Gulden oder mit Haft bis zu drei Tagen wird der Hirte 
beſtraft, welcher das ihm zur Beaufſichtigung anvertraute Vieh ($ 9 Abf. 1) an Aufſicht oder unter 
der Aufſicht einer hierzu untüchtigen Perſon läßt. 

(2) § 9 Abſ. 3 Nase Anwendung. 

li: 


Die Ausübung der Nachtweide, des Einzelhütens ſowie der Weide en Gemeinde- und Genofjen- 


ſchaftsherden wird durch Polizeiverordnung geregelt. 
9 12. 

(1) Mit Geldſtrafe bis zu hundert Gulden oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird beſtraft, wer 
unbefugt auf einem Grundſtücke Vieh (8 9 Abſ. 1) weidet. 

(2) Die Strafe iſt verwirkt, ſobald das Vieh die Grenzen des Grundſtücks, auf welchem es nicht 
geweidet werden darf, überſchritten hat, ſofern nicht feſtgeſtellt wird, daß der Übertritt von der für die 
Beauſſichtigung des Viehes verantwortlichen Perſon nicht verhindert werden konnte. 

(3) Die Beſtimmung des Abſ. 2 findet, wo eine Verpflichtung zur Einfriedigung von Grundſtücken 
beſteht oder wo die Einfriedigung landesüblich ift, keine Anwendung. 


8 13. 
Geldſtrafe von zehn bis zu dreihundert Gulden oder Haft tritt ein, wenn der Weidefrevel (§ 12) 
begangen wird: 

1. auf Grundſtücken, deren Betreten durch Warnungszeichen verboten iſt; 

2. auf eingefriedigten Grundſtücken, ſofern nicht eine Verpflichtung zur Einfriedigung der Grund. 
ſtücke beſteht oder die Einfriedigung der Grundſtücke landesüblich iſt; 

3. auf ſolchen Dämmen und Deichen, welche von dem Beſitzer ſelbſt noch mit der Hütung ver- 
ſchont werden; 

4. auf beſtellten Ackern oder auf Wieſen, in Gärten, Baumſchulen, Weinbergen, auf mit Rohr 
bewachſenen Flächen, auf Weidenhegern, Dünen, Buhnen, Deckwerken, gedeckten Sandflächen 
oder anderen in Kultivierung oder Verjüngung befindlichen Flächen, Graben- oder Kanal⸗ 
böſchungen, in Forſtkulturen, Schonungen, Pflanz- oder Saatkämpen; 

5. auf Forſtgrundſtücken mit Pferden oder Ziegen. 5 


§ 14. f 
Mit Geb ftr bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft wird beſtraſt: 

1. wer eine rechtmäßige Pfändung (§ 73) vereitelt oder zu vereiteln verſucht; 

2. wer, abgeſehen von den Fällen der SS 113 und 117 des Strafgeſetzbuchs, dem Pfändenden in 
der rechtmäßigen Ausübung feines Rechtes ($ 73) durch Gewalt oder durch Bedrohung mit 
Gewalt Widerſtand leiſtet oder den Pfändenden während der rechtmäßigen Ausübung ſeines 
Rechtes tätlich angreift; 


g. wer, abgeſehen von den Fällen der ‚SS 137 und 289 des Strafgeſetzbuchs, Sachen, welche 
rechtmäßig in Pfand genommen find ($ 73), dem Pfändenden in rechtswidriger Abſicht weg⸗ 
nimmt; 

4. wer vorſätzlich eine unrechtmäßige Pfändung ($ 73) bewirkt. 


8 15. 


Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft wird beſtraft, wer Gartenfrüchte, Feld— 
früchte oder andere Bodenerzeugniſſe aus Gartenanlagen aller Art, Weibergen, Obſtanlagen, Baumſchulen, 
Pflanz- oder Saatkämpen, von dern, Wieſen, Weiden, Plätzen, Gewäſſern, Wegen oder Gräben 
entwendet. ; 

$ 16. 


Geldſtrafe von zehn bis zu dreihundert Gulden oder Haft tritt ein, wenn die nach $ 15 ſtrafbare 
Entwendung begangen wird: 
1. unter Anwendung eines zur Fortſchaffung größerer Mengen geeigneten Gerätes, Fahrzeugs 
oder Laſttiers; 
. unter Benutzung von Arten, Sägen, Meſſern, Spaten oder ähnlichen Werkzeugen oder 
Sprengſtoffen; 
3. aus einem umſchloſſenen Raume mittels Einſteigens; 
von drei oder mehr Perſonen in gemeinſchaftlicher Ausführung; 
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— 


Waldbaumfrüchten ſtehender Bäume, die als Samenträger kenntlich gemacht ſind, ſofern die 
ee nicht als Forſtdiebſtahl ſtrafbar iſt. 


8 17. 
(1) Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre tritt ein, wenn die nach § 15 ſtrafbare Entwendung 
begangen wird: 

1. unter Mitführung von Waffen; 

2. aus einem umſchloſſenen Raume mittels Einbruchs; 

3. dadurch, daß zur Eröffnung der Zugänge eines umſchloſſenen Raumes falſche Schlüſſel oder 
andere zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht beſtimmte Werkzeuge angewendet werden; 

4. durch Wegnahme ſtehender Bäume, Frucht- oder Zierſträucher, ſofern die Entwendung nicht 
als Forſtdiebſtahl ſtrafbar iſt; 

5. von dem Aufjeher in dem feiner Aufſicht unterſtellten Grundſtücke; 

6. zum Zwecke der Veräußerung des Entwendeten. 

(2) Sind mildernde 5 0 vorhanden, ſo kann auf Geldſtrafe von zehn bis zu ſechshundert 
Gulden erkannt werden. 

§ 18. 

(1) Auf Gefängnisſtrafe von einer Woche bis zu zwei Jahren iſt zu erkennen: 

1. wenn die Entwendung von drei oder mehr Perſonen gemeinſchaftlich unter Mitführung von 
Waffen begangen iſt; 
2. wenn im Falle einer Entwendung der Schuldige ſich im Rückfalle befindet. 

(2) Im Rückfalle befindet ſich der Schuldige, wenn er zur Zeit der Tat bereits zweimal wegen 
Entwendung (Ss 15 bis 18) vom Gericht oder durch polizeiliche Strafverfügung rechtskräftig verurteilt 
worden war und die den Gegenſtand der zweiten Verurteilung bildende Tat nach der Rechtskraft der 
erſten Verurteilung begangen hatte. 

8 19. 


Bei Entwendungen (Ss 15 bis 18) finden die Beſtimmungen des § 247 des Strafgeſetzbuchs 
entſprechende Anwendung. 
8 20. 
(1) In den Fällen der $$ 15 bis 18 find neben der Geldſtrafe oder der reibeiieftinje die Waffen 
(8 17), welche der Täter bei der Zuwiderhandlung bei ſich geführt hat, einzuziehen, auch wenn fie weder 


dem Täter noch einem Teilnehmer gehören. 


(2) In denſelben Fällen können die zur Begehung der ſtrafbaren Zuwiderhandlung geeigneten 
Werkzeuge, welche der Täter bei der Zuwiderhandlung bei ſich geführt hat, eingezogen werden, auch 
wenn ſie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören. Die Tiere und anderen zur Wegſchaffung 
des Entwendeten dienenden Gegenſtände, welche der Täter bei ſich führt, unterliegen nicht der Ein- 
ziehung. 


5. an Kien, Harz, Saft, Wurzeln, Rinde, Mittel- (Haupt-) Trieben ſtehender Bäume oder an 


2 2 


* 
Pe 


a ER N A 


3 
ug f 
3 


— 


= 


— ß EERERNCTEI FU SET 
Wee F AT ER, 2 * NN) 


8 21. 
Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Gulden oder mit Haft bis zu drei Tagen wird beſtraft, wer, 17 
von den Fällen der SS 15 und 26, unbefugt 
1. das auf oder an Grenzrainen, Wegen, Triften oder an oder in Gräben wachſende Gras 
oder ſonſtige Viehfutter abſchneidet oder abrupft, 
2. von Bäumen, Sträuchern oder Hecken Laub abpflückt oder Zweige abbricht, inſofern dadurch 
ein Schaden entſteht. 
8 22 


Mit Geldſtrafe bis zu ſechzig Gulden oder mit Haft bis zu einer Woche wird beſtraft, wer unbefugt 
1. Dungſtoffe von Ackern, Wieſen, Weiden, Gärten, Obſtanlagen oder Weinbergen aufſammelt, 
2. Knochen gräbt oder ſammelt, 

3. Nachleſe hält. 
9 23. 


Mit Geldſtrafe bis zu hundert Gulden oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird beſtraft, wer 
unbefugt 


1. abgeſehen von den Fällen des § 366 Nr. 7 des Strafgeſetzbuchs, Steine, Scherben, Schutt 
oder Unrat auf Grundſtücke wirft oder in dieſelben bringt, 
2. Leinwand, Wäſche oder ähnliche Gegenſtände zum Bleichen, Trocknen oder anderen derartigen 
Zwecken ausbreitet oder niederlegt, 
3. tote Tiere liegen läßt, vergräbt oder niederlegt, 
4. Bienenſtöcke aufſtellt. 
§ 24. 
Mit Geldſtrafe bis zu hundert Gulden oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird beſtraft, wer 
e 
1. fremde, auf dem Felde zurückgelaſſene Ackergeräte gebraucht, 
2. die zur Sperrung von Wegen oder Eingängen in eingefriedigte Grundſtücke dienende Vor- 
richtungen öffnet oder offen ſtehen läßt, 
3. Gruben auf fremden Grundſtücken anlegt. 


8 25. 
Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft wird beſtraft, wer, abgeſehen von den 


Fällen des § 367 Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs, den Anordnungen der Behörden zuwider es unterläßt, 


1. Steinbrüche, Lehm-, Sand-, Kies-, Mergel, Kalk- oder Tongruben, Bergwerksſchächte, Schürflöcher 
oder die durch Stockroden entſtandenen Löcher zu deren Einfriedigung oder Zuwerfung er 
verpflichtet iſt, einzufriedigen oder zuzuwerfen, 

. Offnungen, welche er in Eisflächen gemacht hat, durch deutliche Zeichen zur Warnung vor 
Annäherung zu verwahren. 


1 


§ 26. 
Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft wird beſtraft, wer unbefugt 

1. abgeſehen von den Fällen des § 305 des Strafgeſetzbuchs, fremde Privatwege oder deren 
Zubehörungen beſchädigt oder verunreinigt oder ihre Benutzung in anderer Weiſe erſchwert, 

2. auf ausgebauten öffentlichen oder Privatwegen die Bankette befährt, ohne dazu genötigt 
zu ſein ($ 8 Abſ. 2), Holz auf ausgebauten Wegen ſchleift oder die zur Bezeichnung der 
Fahrbahn gelegten Steine, Faſchinen oder ſonſtigen Zeichen entfernt oder in Unordnung bringt, 

3. abgeſehen von den Fällen des § 274 Nr. 2 des Strafgeſetzbuchs, Steine, Pfähle, Tafeln, 
Stroh- oder Hegewiſche, Hügel, Gräben oder ähnliche zur Abgrenzung, Abſperrung oder 
Vermeſſung von Grundſtücken oder Wegen dienende Merk- oder Warnungszeichen, desgleichen 
Merkmale, die zur Bezeichnung eines Waſſerſtandes beſtimmt find, ſowie Wegweiſer fort⸗ 

nimmt, vernichtet, umwirft, beſchädigt oder unkenntlich macht, 

4. Einfriedigungen, Geländer oder die zur Sperrung von Wegen oder Eingängen in eingefriedigte 
Grundſtücke dienenden Vorrichtungen beſchädigt oder vernichtet, 

5. abgeſehen von den Fällen des § 304 des Strafgeſetzbuchs, ſtehende Bäume, Sträucher, 
Pflanzen oder Feldfrüchte, die zum Schutze von Bäumen dienenden Pfähle oder ſonſtigen 
Vorrichtungen beſchädigt. Sind junge ſtehende Bäume, Frucht⸗ oder Zierbäume oder Zier⸗ 
ſträucher beſchädigt, jo darf die Geldſtraſe nicht unter zwanzig Gulden betragen. 

8 27. 
Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft wird beſtraft, wer, abgeſehen von den 
Fällen der SS 321 und 326 des Strafgeſetzbuchs, unbefugt das zur Bewäſſerung von Grundſtücken 
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dienende Waſſer ableitet, oder Gräben, Wälle, Rinnen oder andere zur Ab- und Zuleitung des Waſſers 
dienende Anlagen herſtellt, verändert, beſchädigt oder beſeitigt. 


| 

8 28. 

Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft wird beſtraft, wer, abgeſehen von den 
Fällen des § 308 des Strafgeſetzbuchs, eigene Torfmoore, Heidekraut oder Bülten im Freien ohne vor- 9 


gängige Anzeige bei der Ortspolizeibehörde oder bei dem Ortsvorſtand in Brand ſetzt oder die bezüglich ö 
dieſes Brennens polizeilich angeordneten Vorſichtsmaßregeln außer acht läßt. N 


9 29. 1 
(1) Mit Geldftrafe bis zu ſechzig Gulden oder mit Haft bis zu einer Woche wird beſtraft, wer, h { 
abgejehen von den Fällen des § 368 Nr. 11 des Strafgeſetzbuchs und des Vogelſchutzgeſetzes vom Y 


30. Mai 1908 (Reichsgeſetzbl. S. 314), auf fremden Grundſtücken unbefugt nicht jagdbare Vögel fängt, 
Sprenkel oder ähnliche Vorrichtungen zum Fangen von Vögeln aufſtellt, Vogelneſter zerſtört, Eier oder 
Junge von Vögeln ausnimmt, Kaninchen, Hamſter oder Maulwürfe fängt. 1 

(2) Die zur Begehung der ſtrafbaren Zuwiderhandlung geeigneten Werkzeuge und Tiere (Hunde, f 
Frettchen uſw.), die der Täter bei der Zuwiderhandlung bei ſich geführt hat, können eingezogen werden, 
auch wenn ſie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören. 


8 30. 


(1) Der Senat kann Anordnungen zum Schutze von Tierarten, von Pflanzen und von Naturſchutz⸗ 
gebieten ſowie zur Vernichtung ſchädlicher Tiere und Pflanzen erlaſſen, und zwar auch für den 
Meeresſtrand und das Küſtenmeer. 

(2) Die Übertretung dieſer Anordnungen wird mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Gulden oder 
mit Haft beſtraft. 

§ 31. 
Mit Geldſtrafe bis zu zweihundert Gulden oder mit Haft bis zu vier Wochen wird beſtraft, wer 
unbefugt 
1. an ſtehenden Bäumen, an Stockausſchlägen, an gefällten Stämmen, an aufgeſchichteten Stößen ä 
von Torf, Holz oder anderen Walderzeugniſſen das Zeichen des Waldhammers oder Riſſers, Bu 
die Stamm⸗ oder Stoßnummer oder die Losnummer vernichtet, unkenntlich macht, nachahmt ö 0 
oder verändert, N 
2. gefällte Stämme oder aufgeſchichtete Stöße von Holz, Torf oder Lohrinde beſchädigt, umſtößt N 
oder der Stützen beraubt. . 


§ 32. 

(1) Mit Geldſtrafe bis zu hundert Gulden oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird beftraft, 

wer unbefugt auf Forſtgrundſtücken 
1 außerhalb der öffentlichen oder ſolcher Wege, zu deren Benutzung er berechtigt iſt, mit einem 

Werkzeuge, welches zum Fällen von Holz, oder mit einem Geräte, welches zum Sammeln 
oder Wegſchaffen von Holz, Gras, Streu, Waldbaumfrüchten oder Harz ſeiner Beſchaffenheit 
nach beſtimmt erſcheint, ſich aufhält, 
Holz ablagert, bearbeitet, beſchlägt oder bewaldrechtet, 
Einfriedigungen überſteigt, 
Forſtkulturen betritt, 
ſolche Schläge betritt, in welchen die Holzhauer mit dem Einſchlagen oder Aufarbeiten der 
Hölzer beſchäftigt oder welche zur Entnahme des Abraums nicht freigegeben ſind. 

(2) In den Fällen der Nr. 1 können neben der Geldſtrafe oder der Haft die Werkzeuge eingezogen 
werden, auch wenn ſie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören. 


5 83. 
Mit Geldſtrafe bis zu An net Gulden oder mit Haft bis zu vier Wochen u wird beſtraft, wer 
unbefugt auf Forſtgrundſtücken 
1. zum Wiederausſchlage beſtimmte Laubholzſtöcke aushaut, abſpänt ober zur Verhinderung des 
Lohdentriebs (Stockausſchlags) mit Steinen belegt, 
2. Ameiſen oder deren Puppen (Ameiſeneier) einſammelt oder Ameiſenhaufen zerſtört oder zerſtreut. 
8 34. 


dr (1) Mit Geldſtrafe bis zu hundert Gulden wird beſtraft, wer aus einem fremden Walde Holz, 
5 welches er erworben hat oder zu deſſen Bezug in beſtimmten Maßen er berechtigt iſt, unbefugt ohne 


ep 
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Genehmigung des Grundeigentümers vor Rückgabe des Verabfolgezettels oder an anderen als den 
beſtimmten Tagen oder Tageszeiten, oder auf anderen als den beſtimmten Wegen fortſchafft. 

(2) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

8 35. 

(1) Mit Geldſtrafe bis zu zweihundert Gulden oder mit Haft bis zu vier Wochen wird beſtraft, wer 
aus einem fremden Torfmoor oder Walde an Stelle der ihm vom Eigentümer durch Verabfolgezettel 
zugewieſenen Poſten von Torf, Holz oder anderen Walderzeugniſſen aus Fahrläſſigkeit andere als die 
auf dem Verabfolgezettel bezeichneten Poſten oder Teile derſelben fortſchafft. 

(2) Die ee tritt nur auf Antrag ein. 


8 36. 
(1) Mit Geldſtrafe bis zu zweihundert Gulden oder mit Haft bis zu vier Wochen wird beſtraft, 
wer auf Forſtgrundſtücken oder Torfmooren als Dienſtbarkeits⸗ oder Nutzungsberechtigter oder als Pächter 
1. unbefugt ſeine Berechtigung in nicht geöffneten Diſtrikten oder in einer Jahreszeit, in welcher 
die Berechtigung auszuüben nicht geſtattet iſt, oder an anderen als den beſtimmten Tagen 
oder Tageszeiten ausübt, oder ſich anderer als der geſtatteten Werbungswerkzeuge oder Fort— 
ſchaffungsgeräte bedient, \ 
den geſetzlichen Vorſchriften oder Polizeiverordnungen oder dem Herkommen oder dem Inhalte 
der Berechtigung zuwider ohne Legitimationsſchein oder ohne Überweiſung von ſeiten der 
Forſtbehörde oder des Grundeigentümers die Gegenſtände der Berechtigung ſich aneignet, 
3. die zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit bei Ausübung von Berechtigungen 
erlaſſenen Geſetze oder Polizeiverordnungen übertritt. 
(2) In den Fällen der Nr. 1 können neben der Geldſtrafe oder der Haft die Werbungswerkzeuge 
eingezogen werden, auch wenn ſie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören. 
(3) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


8 37. 

(1) Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Gulden oder mit Haft bis zu drei Tagen wird beſtraft, wer 
auf Forſtgrundſtücken bei Ausübung einer Waldnutzung den Legitimationsſchein, den er nach den geſetz— 
lichen Vorſchriften oder Polizeiverordnungen, nach dem Herkommen oder nach dem Inhalte der Berech— 
tigung löſen muß, nicht bei ſich führt. 

(2) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


$ 88. 

Mit Geldſtrafe bis zu zweihundert Gulden oder mit Haft bis zu vier Wochen wird beſtraft, wer 
als Dienſtbarkeits⸗ oder Nutzungsberechtigter Walderzeugniſſe, die er, ohne auf ein beſtimmtes Maß 
beſchränkt zu ſein, lediglich zum eigenen Bedarfe zu entnehmen berechtigt iſt, veräußert. 

8 39. 

(1) Mit Geldſtrafe bis zu hundert Gulden oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird beſtraft, 
wer den Geſetzen oder Polizeiverordnungen über den Transport von Brennholz oder unverarbeitetem 
Bau- oder Nutzholze zuwiderhandelt, oder den Geſetzen oder Polizeiverordnungen zuwider Brennholz 
oder unverarbeitetes Bau- oder Nutzholz in Ortſchaften einbringt. Dies gilt insbeſondere auch von Band- 
ſtöcken (Reifſtäben) jeder Holzart, birkenen Reiſern, Korbruten, Faſchinen und jungen Nadelhölzern. 

(2) Das Holz 1 einzuziehen, wenn nicht der rechtmäßige Erwerb desſelben nachgewieſen wird. 


8 40. 

(1) 5 Geldſtrafe bis zu hundert Gulden oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird beſtraft, wer 

1. mit unverwahrtem Feuer oder Licht den Wald oder Moor- oder Heideflächen betritt oder ſich 
denſelben in gefahrbringender Weiſe nähert, 

in der Zeit vom 1. März bis 31. Oktober im Walde oder auf Moor- oder Heideflächen 
ohne Erlaubnis des Grundeigentümers oder ſeines Vertreters raucht, 

3. im Walde oder auf Moor- oder Heideflächen brennende oder glimmende Gegenſtände fallen 

läßt, fortwirft oder unvorſichtig handhabt, 

4. abgeſehen von den Fällen des § 368 Nr. 6 des Strafgeſetzbuchs, im Walde oder auf Moor- 
oder Heideflächen oder in gefährlicher Nähe derſelben im Freien ohne Erlaubnis des Grund— 
eigentümers oder ſeines Vertreters Feuer anzündet oder das geſtattetermaßen angezündete 
Feuer gehörig zu beaufſichtigen oder auszulöſchen unterläßt, 

. abgejehen von den Fällen des § 360 Nr. 10 des Strafgeſetzbuchs, bei Wald-, Moor- oder 
Heidebränden von der Polizeibehörde, dem Ortsvorſteher, dem Grundeigentümer oder deren 
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Stellvertreter zur Hilfe aufgefordert, keine Folge leiſtet, obgleich er N Aufforderung ohne er⸗ 
hebliche eigene Nachteile genügen konnte. 
(2) Als Vertreter im Sinne der Nrn. 2, 4 und 5 gelten auch die zuſtändigen Forſt⸗ und a 
ſchutzbeamten. 
8 41. 
(1) Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft wird beſtraft, wer im Walde oder 
in gefährlicher Nähe desſelben 
1. ohne Erlaubnis des Waldeigentümers oder ſeines Vertreters Kohlenmeiler errichtet, 
2. Kohlenmeiler anzündet, ohne dem Waldeigentümer oder deſſen Vertreter Anzeige gemacht zu 
haben, 
3. brennende Kohlenmeiler zu beaufſichtigen unterläßt, 
4. aus Meilern Kohlen auszieht oder abfährt, ohne dieſelben gelöſcht zu haben. 
(2) Als Vertreter im Sinne der Nr. 1 und 2 gilt auch der zuſtändige Forſtbeamte. 


8 42. 
Mit Geldſtrafe von zwanzig bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft wird beſtraft, wer den über 


das Brennen einer Waldfläche, das Abbrennen von liegenden oder zuſammengebrachten Bodendecken und 
das Sengen von Rotthecken erlaſſenen polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt. 


8 43. 


Wer in der Umgebung einer Waldung, welche mehr als fünf Hektar in räumlichem Zuſammenhang 
umfaßt, innerhalb einer Entfernung von fünfundfiebzig Meter eine Feuerſtelle errichten will, bedarf einer 
Genehmigung derjenigen Behörde, welche für die Erteilung der Genehmigung zur Errichtung von Feuer— 
ſtellen zuſtändig iſt. Vor der Aushändigung der Genehmigung darf die polizeiliche Bauerlaubnis nicht 
erteilt werden. 

Ss 44. 

(1) Die Genehmigung der Behörde ($ 43) darf verſagt oder an Bedingungen, welche die Verhütung 
von Feuersgefahr bezwecken, geknüpft werden, wenn aus der Errichtung der Feuerſtelle eine Feuersgefahr 
für die Waldung zu beſorgen iſt. 

(2) Die Genehmigung darf nicht verſagt werden, wenn die Feuerſtelle innerhalb einer im Zuſammen⸗ 
hange gebauten Ortſchaft oder vom Waldeigentümer oder in der Ausführung eines Enteignungsrechts 
errichtet werden ſoll; jedoch darf die Genehmigung an Bedingungen geknüpft werden, welche die Ver⸗ 
hütung von Feuersgefahr bezwecken. 

: 8 45. 

(1) Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung iſt dem Waldeigentümer, falls dieſer nicht der 
Bauherr iſt, mit dem Bemerken bekanntzumachen, daß er innerhalb einer Friſt von einundzwanzig Tagen 
bei der Behörde ($ 43) Einſpruch erheben könne. 

(2) Der erhobene Einſpruch iſt von der Behörde ($ 43), geeignetenfalls nach Anhörung des An⸗ 
tragſtellers und des Waldeigentümers ſowie nach Aufnahme des Beweiſes zu prüfen. 


8 46. 


(1) Die Verſagung der Genehmigung, die Erteilung der Genehmigung unter Bedingungen ſowie 
die Zurückweiſung des erhobenen Einſpruchs erfolgt durch einen Beſcheid der Behörde, welcher mit Gründen 
zu verſehen und dem Antragſteller ſowie dem Waldeigentümer zu eröffnen iſt. 

(2) Gegen den Beſcheid ſteht dem Antragſteller ſowie dem Waldeigentümer innerhalb einer Friſt 
von zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren offen. Zuſtändig iſt 

a) der Kreisausſchuß, wenn der Beſcheid von der Ortspolizeibehörde eines Landkreiſes erteilt 
worden iſt; 

b) das Verwaltungsgericht, wenn der Beſcheid von dem Landrate oder von der Ortspolizei— 
behörde des Stadtkreiſes Danzig erteilt worden iſt. 


| $ 47. 
Wer vor Erteilung der vorgejchriebenen Genehmigung mit der Errichtung einer Feuerſtelle beginnt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit Haft beſtraft. Auch kann die Behörde (8 43) 
die Weiterführung der Anlage verhindern und die Wegſchaffung der errichteten Anlage anordnen. 
§ 48. 


Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 227) über die Gründung 
neuer Anſiedlungen werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
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Zweiter Titel. 

Strafverfahren. 
§ 49. 

(1) Für die Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz iſt der Amtsrichter zuſtändig. 

(2) Die geſetzliche Befugnis der Ortspolizeibehörden zur vorläufigen Straffeſtſetzung beziehungsweiſe 
zur Verhängung einer etwa verwirkten Einziehung wird hierdurch nicht berührt. 

(3) Das Amt des Amtsanwalts kann verwaltenden Forſtbeamten übertragen werden. 

8 50. 

Die an Stelle einer nicht beizutreibenden Geldſtraſe eintretende Haft kann vollſtreckt werden, ohne 
daß der Verſuch der Beitreibung der Geldſtrafe gegen den für haftbar Erklärten gemacht worden iſt, 
ſofern die Zahlungsunfähigkeit desſelben gerichtskundig iſt. 

§ 51. 

Für das gerichtliche Verfahren gelten, ſoweit nicht in dieſem Geſetz abändernde Beſtimmungen 
getroffen ſind, die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über das Verfahren vor dem Amtsrichter und 
diejenigen des zweiten Abſchnitts des zu erlaſſenden Jugendgerichtsgeſetzes. 

8 52. 

Mehrere Strafſachen können, auch wenn ein Zuſammenhang (88 3 und 237 der Strafprozeßordnung) 

nicht vorhanden iſt, zum Zwecke e Verhandlung und Entſcheidung verbunden werden. 
$ 53. 

Der Amtsanwalt erhebt, wenn nicht eine polizeiliche Strafverfügung vorangegangen iſt, die öffentliche 
Klage durch Stellung des Antrags auf Erlaß eines Strafbefehls. In den Fällen der 88 17 und 18 
dieſes Geſetzes kann die öffentliche Klage auch auf andere Weiſe erhoben werden; die Hauptverhandlung 
kann auch in dieſen Fällen in Abweſenheit des Angeklagten ſtattſinden. 

8 54. 

Für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Berufung iſt die Heine Straf- 

kammer zuſtändig. 
§ 55. 

Die Reviſion findet nur ſtatt, wenn eine der durch die 88 17 und 18 dieſes Geſetzes vorgeſehenen 

ſtrafbaren Handlungen den Gegenſtand der Unterſuchung bildet. 
§ 56. 

(1) Auf Zuwiderhandlungen gegen die im Intereſſe des Feld- und Forſtſchutzes erlaſſenen Polizei⸗ 
verordnungen findet das in dieſem Geſetze vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. 

(2) Steht mit einer der vorbezeichneten Zuwiderhandlungen oder mit einer Zuwiderhandlung 
gegen dieſes Geſetz ein nach 8361 Nr. 9 des Strafgeſetzbuches ſtrafbares Nichtabhalten von der Begehung 
ſtrafbarer ed der Geſetze zum Schutze der Feldfrüchte und Forſten im Zufammenhange, jo 
findet auch auf dieſe Übertretung, das in dieſem Geſetze vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. 

8 57. 

In Fällen, wo nach dieſem Geſetze die Verfolgung nur auf Antrag eintritt, iſt die Zurücknahme 
des Antrags zuläſſig. 

Dritter Titel. 
Feld- und Forſthüter. 
$ 58. 

(1) Feldhüter Forſthüter) im Sinne dieſes Geſetzes ſind die von einer Stadtgemeinde, von einer 
Landgemeinde oder von einem Grundbeſitzer für den Feldſchutz (Forſtſchutz) angeſtellten Perſonen. 

(2) Die Anſtellung der Feldhüter (Forſthüter) bedarf der Beſtätigung nach den für Polizeibeamte 
gegebenen Vorſchriften und, ſoweit ſolche nicht beſtehen, der Beſtätigung des Landrats. 

$ 59. 

Die für den Feldſchutz (Forſtſchutz) im Staatsdienſt angeſtellten Perſonen haben die Befugniſſe 

der Feldhüter (Forſthüter). s 60. 


(1) Den Gemeinden ſteht es frei, aus der Zahl ihrer Mitglieder Ehrenfeldhüter und Ehrenforſthüter 
zu wählen. Für die Staatsforſten kann der Senat, Forſtverwaltung, genügend vorgebildete Perſonen 
zu Ehrenforſthütern beſtellen. 

(2) Die Wahl bedarf in den Landgemeinden der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 
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(3) Die Ehrenfeldhüter find zu allen dienſtlichen Verrichtungen der Feldhüter, bie Ehrenforſthüter 
zu allen dienſtlichen Verrichtungen der Forſthüter befugt. d 


8 61. 
Feldhüter, Ehrenfeldhüter, Forſthüter oder Ehrenforſthüter müſſen ein Dienſtabzeichen bei ſich 
führen und bei Ausübung ihres Amtes auf Verlangen vorzeigen. 


§ 62. 
Feldhüter, Ehrenfeldhüter, Forſthüter oder Ehrenforſthüter können für ſämtliche in einer Gericht3- 
ſitzung zu verhandelnden Feld- und Forſtpolizeiſachen, in welchen fie als Zeugen vernommen werden 
ſollen, in dieſer Sitzung durch einmalige Leiſtung des Zeugeneids im voraus beeidigt werden. 


Vierter Titel. 
Schadeuserſatz und Pfändung. 


§ 63. 


Der Anſpruch auf Erſtattung des durch eine Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz entſtandenen 
Schadens iſt im Wege des Zivilprozeſſes geltend zu machen. 


8 64. 


(1) Auf Antrag des Beſchädigten iſt neben der Strafe die Verpflichtung des Schuldigen zum Erſatze 
des nach den örtlichen Preiſen abzuſchätzenden Wertes des Entwendeten an den Geſchädigten auszuſprechen. 

(2) Für den Antrag kommen die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über den Antrag auf 
Zuerkennung einer Buße (88 403 bis 405) zur entſprechenden Anwendung. 

(3) Durch den Antrag auf Werterſatz wird der weitergehende Anſpruch auf Schadenserſatz nicht 
ausgeſchloſſen. 

8 65. 

(1) Bei Weidefreveln (§ 12) und ſofern es ſich um Übertritt von Tieren handelt, bei Zuwider⸗ 
handlungen gegen den $ 8 dieſes Geſetzes und gegen den § 368 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs hat der 
Beſchädigte die Wahl, die Erſtattung des nachweisbaren Schadens oder die Zahlung eines Erſatzgeldes 
zu fordern. 

(2) Der Anſpruch auf Erſatzgeld iſt unabhängig von dem Nachweis eines Schadens. 

(3) Mit der Geltendmachung des Anſpruchs auf Erſatzgeld erliſcht das Recht auf Schadenserſtattung. 
Iſt aber der Anſpruch auf Schadenserſtattung erhoben, ſo kann bis zur Verkündung des Endurteils 
erſter Inſtanz ſtatt der Schadenserſtattung das Erſatzgeld gefordert werden. 

(4) Treten die Tiere in den Fällen der §8 8 und 12 dieſes Geſetzes oder im Falle des §S 368 Nr. 9 
des Strafgeſetzbuches zugleich auf die Grundſtücke verſchiedener Beſitzer über, ſo wird das Erſatzgeld nur 
einmal erlegt. Dasſelbe gebührt demjenigen Beſitzer, welcher den Anſpruch zuerſt bei der Ortspolizei 
angebracht hat. Iſt die Anbringung von mehreren gleichzeitig erfolgt, ſo wird das Erſatzgeld zwiſchen 
dieſen gleichmäßig verteilt, den übrigen Beſitzern verbleibt das Recht auf Schadenserſatz. 


$ 66. 
() Der Anſpruch auf Erſatzgeld verjährt in vier Wochen. 
(2) Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem der Übertritt der Tiere ſtattgefunden hat. 
(3) Die Verjährung wird unterbrochen durch Erhebung der Klage auf Schadenserſatz. 


67. 
Das Erſatzgeld beträgt: 8 

1. wenn die Tiere betroffen werden auf beſtellten Adern vor beendeter Ernte, künſtlichen Wieſen 
oder auf ſolchen Wieſen oder mit Futterkräutern beſäten Weiden, welche der Beſitzer ſelbſt 
noch mit der Hütung verſchont oder die derſelbe eingefriedigt hat, in Gärten, Baumſchulen, 
Weinbergen, auf mit Rohr bewachſenen Flächen, auf Weidenhegern, Dünen, Dämmen, Deichen, 
Buhnen, Deckwerken, gedeckten Sandflächen oder anderen in Kultivierung befindlichen Flächen, 
Graben- oder Kanalböſchungen, in Forſtkulturen, Verjüngungen, Schonungen oder Pflanz⸗ 
oder Saatkämpen, 

a) für ein Pferd, einen Eſel, einen Mauleſel, ein Maultier oder ein Stück 


WM / SB a 4, — Gulden 
b) für ein Schwein, eine Ziege oder ein Schaau ae 2, — Gulden 
%%% ERS a ta na CELL !!; EEE Ur 0,60 Gulden 


d) für ein Stück der übrigen im § 9 Abſ. 1 aufgeführten Vieharten.. . . . 0,40 Gulden 
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2. in allen anderen Fällen a 
a) für ein Pferd, einen Eſel, einen Mauleſel, ein Maultier oder ein Stück 


Rindvieh T e a A 1,— Gulden 

b) für ein Schwein, eine Ziege oder ein Schaßß 0,40 Gulden 

c) für ein Stück der übrigen im § 9 Abſ. 1 aufgefüh ten Vieharten . .. 0,05 Gulden 
§ 68. 


Iſt gleichzeitig eine Mehrzahl von Tieren übergetreten, ſo darf der Geſamtbetrag der nach dem 
$ 67 zu entrichtenden Erſatzgelder 
1. in den Fällen des § 67 Nr. 1 
a) für Pferde, Eſel, Mauleſel, Maultiere, Rindvieh, Schweine, Ziegen und Schafe 120 Gulden 
b) für die übrigen im § 9 Abſ. 1 aufgeführten Vieharten 30 Gulden 
2. in den Fällen des § 67 Nr. 2 
a) für Pferde, Eſel, Mauleſel, Maultiere, Rindvieh, Schweine, Ziegen und Schafe 30 Gulden 
b) für die übrigen im § 9 Abſ. 1 aufgeführten Viehartennn 4 Gulden 
nicht überſteigen. 
§ 69. 

(1) Die Erſatzgeldbeträge der 88 67 und 68 können für ganze Kreiſe oder für einzelne Feldmarken 
auf Antrag der Kreisvertretung durch Beſchluß des Verwaltungsgerichts bis auf das Doppelte erhöht 
oder bis auf die Hälfte ermäßigt werden. 

(2) Der Beſchluß des ee en iſt endgültig. 


$ 70. f 

(1) Der Anſpruch auf Erſatzgeld kann in allen Fällen gegen den Beſitzer der Tiere unmittelbar 
geltend gemacht werden. 

(2) Mehrere Beſitzer von Vieh, welches eine gemeinſchaftliche Herde bildet, haften für das Erſatzgeld 
den Beſchädigten gegenüber ſolidariſch. 

74, 

() Der Anſpruch auf Erſatzgeld iſt im Falle des § 65 Abſ. 3 im Zivilprozeſſe zu verfolgen. 

(2) In allen anderen Fällen iſt der Anſpruch bei der Ortspolizeibehörde anzubringen. Dieſe 
erteilt nach Anhörung der Beteiligten und Anſtellung der erforderlichen Ermittlungen einen Beſcheid. 
Werden dem Anſpruch auf Erſatzgeld gegenüber Tatſachen glaubhaft gemacht, aus welchen ein den Anſpruch 
ausſchließendes Recht hervorgeht, ſo iſt dem Beſchädigten zu überlaſſen, ſeinen Anſpruch im Wege des 
Zivilprozeſſes zu verfolgen. 

8 72. f 

Der Beſcheid der Ortspolizeibehörde (§ 71) iſt den Beteiligten zu eröffnen. Innerhalb einer Friſt 
von zwei Wochen nach der Eröffnung ſteht jedem Teile die Klage bei dem Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen 
und in den zu einem Landkreiſe gehörenden Städten mit mehr als zehntauſend Einwohnern bei dem 
Verwaltungsgericht zu. Auch hier findet die Vorſchrift des letzten Satzes im $ 71 Abſ. 2 Anwendung. 
Die Entſcheidungen des Kreisausſchuſſes und des Verwaltungsgerichts ſind endgültig. 

8 73. 

(1) Wird Vieh (89 Abſ. 1) auf einem Grundſtücke betroffen, auf welchem es nicht geweidet werden 
darf, jo kann dasſelbe auf der Stelle oder in unmittelbarer Verfolgung ſowohl von dem Feld- oder 
Forſthüter als auch von dem Beſchädigten oder von ſolchen Perſonen gepfändet werden, welche die 
Aufſicht über das Grundſtück führen oder zur Familie, zu den Dienſtleuten oder zu den auf dem 
Grundſtücke beſchäftigten Arbeitsleuten des Beſchädigten gehören. 

(2) In gleicher Weiſe iſt bei Zuwiderhandlungen gegen den S 8 dieſes Geſetzes und bei Zuwider⸗ 
handlungen gegen den § 368 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs die Pfändung der Reit- oder Zugtiere oder 
des Viehes zuläſſig. 

§ 74. 

(1) Die gepfändeten Tiere haften für den entſtandenen Schaden oder die Erſatzgelder und für alle 
durch die Pfändung und die Schadensfeſtſtellung verurſachten Koſten. 

(2) Die gepfändeten Tiere müſſen ſofort freigegeben werden, wenn bei dem zuſtändigen Gemeinde- 
oder Gutsvorſtand ein Geldbetrag oder ein anderer Pfandgegenſtand hinterlegt wird, welcher den 
Forderungen des Beſchädigten entſpricht. 

§ 75. 
(1) Die Koſten für die Einſtellung, Wartung und Fütterung der gepfändeten Tiere werden von 


der Ortspolizeibehörde feſtgeſetzt. ’ 
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(2) Durch Beſchluß des Verwaltungsgerichts können für die Kreiſe des Bezirkes mit Zuſtimmung 
der Kreisvertretungen allgemeine Wertſätze für die Einſtellung, Wartung und Fütterung der gepfändeten 
Tiere feſtgeſetzt werden. Der Beſchluß des Verwaltungsgerichts iſt endgültig. 


8 76. 

(1) Der Pfändende hat von der geſchehenen Pfändung binnen vierundzwanzig Stunden dem 
Gemeinde-, Gutsvorſteher oder der Ortspolizeibehörde, in Städten der Ortspolizeibehörde Anzeige 
zu machen. 

(2) Der Gemeinde- oder Gutsvorſteher oder die Polizeibehörde beſtimmt über die vorläufige 
Verwahrung der gepfändeten Tiere. 

(3) Der Gemeinde- oder Gutsvorſteher hat von der erfolgten Pfändung ſofort der Ortspolizei— 
behörde Anzeige zu machen. 

8 77. 

Dit die Anzeige ($ 76 Abſ. 1) unterlaſſen, jo kann der Gepfändete die Pfandſtücke zurückverlangen. 
Der Pfändende hat in dieſem Falle keinen Anſpruch auf den Erſatz der durch die Pfändung ent— 
ſtandenen Koſten. 

8.08, 

(1) Wird der Ortspolizeibehörde eine Pfändung angezeigt, ſo erteilt dieſelbe ſogleich oder nach 
einer ſchleunigſt anzuſtellenden Ermittlung, unter Berückſichtigung der Höhe des Schadens, des Erſatz— 
geldes und der Koſten, einen Beſcheid darüber, ob die Pfändung ganz oder teilweiſe aufrechtzuerhalten 
oder aufzuheben oder ob ein anderweit angebotenes Pfand anzunehmen iſt. In dem Beſcheid iſt über 
die Art der ferneren Verwahrung der gepfändeten oder in Pfand gegebenen Gegenſtände Beſtimmung 
zu treffen. 

(2) Iſt die Pfändung nur teilweiſe aufrechterhalten, jo find die freigegebenen Pfandſtücke dem Ge- 
pfändeten auf feine Koſten ſofort zurückzugeben. 

§ 79. 

(1) Macht der Gepfändete Tatſachen glaubhaft, aus welchen die Unrechtmäßigkeit der Pfändung 
hervorgeht, ſo iſt dem Beſchädigten zu überlaſſen, ſeinen Anſpruch im Wege des Zivilprozeſſes zu 
verfolgen. 

(2) In dieſem Falle hat die Polizeibehörde über die Verwahrung der gepfändeten Tiere oder 
über die Annahme und Verwahrung eines anderen geeigneten Pfandes vorläufige Feſtſetzung zu treffen. 
Gegen dieſe Feſtſetzung iſt ein Rechtsmittel nicht zuläſſig. 

8 80. 

Der Beſcheid der Ortspolizeibehörde ($ 78) iſt den Beteiligten zu eröffnen. Innerhalb einer Friſt 
von zwei Wochen nach der Eröffnung ſteht jedem Teile die Klage bei dem Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen 
und in den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als zehntauſend Einwohnern bei dem Ver⸗ 
waltungsgericht zu. Auch hier findet die Vorſchrift des S 79 Abſ. 1 Anwendung. Die Entſcheidungen 
des Kreisausſchuſſes und des Verwaltungsgerichts ſind endgültig. 

§ 81. 

(1) Iſt durch eine rechtskräftige Entſcheidung die Pfändung aufrechterhalten, jo läßt die Orts⸗ 
polizeibehörde die gepfändeten oder in Pfand gegebenen Gegenſtände nach ortsüblicher Bekanntmachung 
öffentlich verſteigern. a 5 

(2) Bis zum Zuſchlage kann der Gepfändete gegen Zahlung eines von der Ortspolizeibehörde feſt— 
zuſetzenden Geldbetrages ſowie der Verſteigerungskoſten die gepfändeten oder in Pfand gegebenen Gegen- 
ſtände einlöſen. 

8 82. 


(1) Der Erlös aus der Verſteigerung oder die eingezahlte Summe dient zur Deckung aller ent— 
ſtandenen Koſten ſowie der Erſatzgelder. 

(2) Zur Deckung des Schadenserſatzes dient der Erlös oder die eingezahlte Summe nur, wenn der 
Anſpruch darauf innerhalb dreier Monate nach der Pfändung geltend gemacht iſt. 

(3) Der nach Deckung der zu zahlenden Beträge ſich ergebende Reſt wird dem Gepfändeten zurück— 
gegeben. it dieſer ſeiner Perſon oder ſeinem Aufenthalte nach unbekannt, jo wird der Reſt der Armen— 
kaſſe des Ortes, in welchem die Pfändung geſchehen iſt, ausgezahlt. Innerhalb dreier Monate nach der 
Auszahlung kann der Gepfändete den Reſt zurückverlangen. N 
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8 83. 


Fordert der Beſchädigte im Falle der Pfändung Erſatzgeld, jo iſt über dieſe Forderung und die 
Pfändung in demſelben Verfahren zu verhandeln und zu entſcheiden. 


8 84. 
Die in §§ 45, 46, 72, 76, 80 erwähnten Friſten find präkluſiviſch. 


Fünfter Titel. 
übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
9 85. 5 


Soweit die Feld- oder die Forſtpolizei anderen Behörden übertragen iſt, treten fie auch im Rahmen 
dieſes Geſetzes an die Stelle der Ortspolizeibehörde. 
8 86. 
(1) Alle dem gegenwärtigen Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen find außer Kraft getreten. 
(2) Insbeſondere ſind außer Kraft getreten alle Strafbeſtimmungen der Feld- und Forſtpolizeigeſetze. 
(3) In Kraft geblieben ſind: 

1. die geſetzlichen Beſtimmungen über den Bezug der verhängten Geldſtrafen; 

2. die geſetzlichen Beſtimmungen über Pfändungen, ſoweit ſie nicht durch die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes betroffen werden; 

3. alle das Rechtsverhältnis der Nutzungsberechtigten zu den Waldeigentümern betreffenden 
Geſetze, ausſchließlich der darin enthaltenen Strafbeſtimmungen und Vorſchriften über das 
Strafverfahren. Die vorläufige Verordnung vom 5. März 1843 über die Ausübung der 
Waldſtreuberechtigung (Geſetzſamml. S. 105) behält ihre Wirkſamkeit mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle der darin angedrohten Strafen und des Verfahrens die bezüglichen Vorſchriften 
dieſes Geſetzes treten; desgleichen bleibt die Verordnung, betreffend die Kontrolle der Hölzer, 
welche unverarbeitet transportiert werden, vom 30. Juni 1839 (Geſetzſammlung S. 223) mit 
den im 8 39 dieſes Geſetzes enthaltenen Abänderungen fortbeſtehen. 


8 87. 
Der Senat iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


100 Bekanntmachung 

betr. den Beitritt Eſtlands zu dem Internationalen Abkommen von Bern vom 13. 11. 1908 betr. 

den Schutz der literariſchen und künſtleriſchen Werke, wie auch dem Zuſatzprotololl zu dieſem 
a Ablommen vom 20. März 1914. Vom 29. 9. 1927. 


Nach einer Mitteilung der Diplomatiſchen Vertretung der Republik Polen in Danzig iſt Eſtland 
dem Berner Abkommen vom 13. 11. 1908 betr. den Schutz der literariſchen und künſtleriſchen Werke, 
wie auch dem Zuſatzprotokoll zu dieſem Abkommen vom 20. März 1914 (Geſetzblatt der Freien Stadt 
Danzig 1923, S. 7 und 8) beigetreten. 


Danzig, den 29. September 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Strunk. 
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